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Urteilsausspruch:
1. Art. 2 Nr. 6 RL 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 10. 2011
über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der RL 93/13/EWG des Rates und der RL
1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der RL
85/577/EWG des Rates und der RL 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ist
i. V. m. Art. 3 Abs. 1 RL 2011/83/EU dahin auszulegen, dass ein Leasingvertrag über ein
Kraftfahrzeug, der dadurch gekennzeichnet ist, dass weder er noch ein gesonderter Vertrag
vorsieht, dass der Verbraucher das Fahrzeug bei Vertragsende kaufen muss, als
„Dienstleistungsvertrag“ i. S. v. Art. 2 Nr. 6 RL 2011/83 in ihren Geltungsbereich fällt.
Dagegen fällt ein solcher Vertrag weder in den Anwendungsbereich der RL 2002/65/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 9. 2002 über den Fernabsatz von
Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der RL 90/619/EWG des Rates und
der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG noch in den Geltungsbereich der RL 2008/48/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. 4. 2008 über Verbraucherkreditverträge
und zur Aufhebung der RL 87/102/EWG des Rates.
2. Art. 2 Nr. 7 RL 2011/83 ist dahin auszulegen, dass ein Dienstleistungsvertrag im Sinne
ihres Art. 2 Nr. 6, der zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer unter
Verwendung eines Fernkommunikationsmittels geschlossen wird, nicht als
„Fernabsatzvertrag“ i. S. v. Art. 2 Nr. 7 eingestuft werden kann, wenn dem Vertragsschluss
eine Verhandlungsphase vorausging, bei der neben dem Verbraucher ein im Namen oder
Auftrag des Unternehmers handelnder Vermittler körperlich anwesend war und in deren
Verlauf der Verbraucher von dem Vermittler für die Zwecke dieser Verhandlungen alle in
Art. 6 der RL genannten Informationen erhielt und dem Vermittler Fragen zu dem ins Auge
gefassten Vertrag oder dem gemachten Angebot stellen konnte, um jeden Zweifel an der
Tragweite seiner etwaigen vertraglichen Bindung an den Unternehmer auszuräumen.
3. Art. 2 Nr. 8 Buchst. a RL 2011/83 ist dahin auszulegen, dass ein Dienstleistungsvertrag im
Sinne ihres Art. 2 Nr. 6, der zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer
geschlossen wird, nicht als „außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossener Vertrag“
i. S. v. Art. 2 Nr. 8 Buchst. a eingestuft werden kann, wenn der Verbraucher in der
Anbahnungsphase, bevor der Vertrag unter Verwendung eines Fernkommunikationsmittels
abgeschlossen wurde, die Geschäftsräume eines Vermittlers aufsuchte, der im Namen oder
Auftrag des Unternehmers zum Zweck der Aushandlung dieses Vertrags handelte, aber in
einer anderen Branche als der Unternehmer tätig ist, vorausgesetzt, ein normal informierter,
angemessen aufmerksamer und verständiger Durchschnittsverbraucher konnte, als er die
Geschäftsräume des Vermittlers aufsuchte, damit rechnen, von ihm zu kommerziellen
Zwecken der Aushandlung und des Abschlusses eines Dienstleistungsvertrags mit dem
Unternehmer angesprochen zu werden, und konnte überdies leicht erkennen, dass der
Vermittler im Namen oder Auftrag des Unternehmers handelte.
4. Art. 16 Buchst. l RL 2011/83 ist dahin auszulegen, dass ein zwischen einem Unternehmer
und einem Verbraucher geschlossener Leasingvertrag über ein Kraftfahrzeug, der als
Fernabsatzvertrag oder als außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossener Vertrag im
Sinne dieser RL einzustufen ist, von der in dieser Bestimmung
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vorgesehenen Ausnahme vom Widerrufsrecht bei Fernabsatzverträgen oder außerhalb von
Geschäftsräumen abgeschlossenen Verträgen über Dienstleistungen im Bereich von
Mietwagen, die in den Geltungsbereich der RL fallen, erfasst wird, wenn der
Hauptgegenstand des Vertrags darin besteht, es dem Verbraucher zu gestatten, ein
Fahrzeug während der spezifischen vertraglich vorgesehenen Laufzeit gegen regelmäßige
Zahlung von Geldbeträgen zu nutzen.
5. Art. 10 Abs. 2 Buchst. p RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen
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Regelung entgegensteht, die eine gesetzliche Vermutung aufstellt, wonach der Unternehmer
seiner Pflicht, den Verbraucher über dessen Widerrufsrecht zu belehren, nachkommt, wenn
er in einem Vertrag auf nationale Vorschriften verweist, die ihrerseits insoweit auf ein
Regelungsmodell für die Informationen verweisen, wobei er darin enthaltene Klauseln
verwendet, die nicht den Vorgaben dieser Bestimmung der RL entsprechen. Kann ein
nationales Gericht, das mit einem Rechtsstreit befasst ist, in dem sich ausschließlich
Privatpersonen gegenüberstehen, die in Rede stehende nationale Regelung nicht in einer
mit der RL 2008/48 vereinbaren Weise auslegen, ist es nicht allein auf der Grundlage des
Unionsrechts verpflichtet, eine solche Regelung unangewendet zu lassen, unbeschadet der
Möglichkeit dieses Gerichts, ihre Anwendung auf der Grundlage seines innerstaatlichen
Rechts auszuschließen, und, wenn dies nicht geschieht, des Rechts der durch die
Unvereinbarkeit des nationalen Rechts mit dem Unionsrecht geschädigten Partei, Ersatz des
ihr dadurch entstandenen Schadens zu verlangen.
6. Art. 10 Abs. 2 Buchst. p RL 2008/48 ist i. V. m. Art. 14 Abs. 3 Buchst. b dieser RL dahin
auszulegen, dass die in einem Kreditvertrag, der unter diese Bestimmung fällt,
anzugebenden Zinsen, die der Verbraucher im Fall der Ausübung seines Widerrufsrechts pro
Tag zu entrichten hat, keinesfalls höher sein dürfen als der Betrag, der sich rechnerisch aus
dem im Kreditvertrag vereinbarten Sollzinssatz ergibt. Die im Vertrag enthaltenen Angaben
zur Höhe der Zinsen pro Tag müssen klar und prägnant sein; insbesondere müssen sie in
Verbindung mit anderen Angaben frei von Widersprüchen sein, die objektiv geeignet wären,
einen normal informierten, angemessen aufmerksamen und verständigen
Durchschnittsverbraucher hinsichtlich der Höhe der von ihm letztlich pro Tag zu zahlenden
Zinsen irrezuführen. Fehlen Angaben mit diesen Merkmalen, werden keine Zinsen pro Tag
geschuldet.
7. Art. 10 Abs. 2 Buchst. t RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass in einem Kreditvertrag die
wesentlichen Informationen über alle dem Verbraucher zur Verfügung stehenden
außergerichtlichen Beschwerde- oder Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die mit
diesen Verfahren jeweils verbundenen Kosten, darüber, ob die Beschwerde oder der
Rechtsbehelf per Post oder elektronisch einzureichen ist, über die physische oder
elektronische Adresse, an die die Beschwerde oder der Rechtsbehelf zu senden ist, und über
die sonstigen formalen Voraussetzungen, denen die Beschwerde oder der Rechtsbehelf
unterliegt, anzugeben sind; ein bloßer Verweis im Kreditvertrag auf eine auf Wunsch zur
Verfügung gestellte oder im Internet abrufbare Verfahrensordnung oder auf ein anderes
Schriftstück oder Dokument, in dem die Modalitäten des Zugangs zu außergerichtlichen
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren festgelegt sind, reicht nicht aus.
8. Art. 10 Abs. 2 Buchst. r RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass in einem Kreditvertrag
grundsätzlich für die Berechnung der bei vorzeitiger Rückzahlung des Kredits anfallenden
Vorfälligkeitsentschädigung die Berechnungsweise dieser Entschädigung in konkreter und
für einen normal informierten, angemessen aufmerksamen und verständigen
Durchschnittsverbraucher leicht verständlicher Weise angegeben werden muss, damit er den
Betrag der bei vorzeitiger Rückzahlung anfallenden Entschädigung auf der Grundlage der in
diesem Vertrag enthaltenen Angaben ermitteln kann. Auch wenn konkrete und leicht
verständliche Angaben zur Berechnungsweise fehlen, kann ein solcher Vertrag aber der in
dieser Bestimmung aufgestellten Verpflichtung genügen, sofern er andere Elemente enthält,
die es dem Verbraucher ermöglichen, die Höhe der betreffenden Entschädigung und
insbesondere den Betrag, den er im Fall der vorzeitigen Rückzahlung des Kredits höchstens
zu zahlen haben wird, leicht zu ermitteln.
9. Art. 14 Abs. 1 Unterabs. 2 Buchst. b RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass die
Widerrufsfrist, falls sich eine dem Verbraucher vom Kreditgeber gem. Art. 10 Abs. 2 der RL
erteilte Information als unvollständig oder fehlerhaft erweist, nur zu laufen beginnt, wenn
die Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit dieser Information nicht geeignet ist, sich auf die
Befähigung des Verbrauchers, den Umfang seiner Rechte und Pflichten aus der RL
einzuschätzen, oder auf seine Entscheidung, den Vertrag zu schließen, auszuwirken und ihm
gegebenenfalls die Möglichkeit zu nehmen, seine Rechte unter im Wesentlichen denselben
Bedingungen wie denen auszuüben, die vorgelegen hätten, sofern die Information
vollständig und zutreffend erteilt worden wäre.
10. Art. 10 Abs. 2 Buchst. l RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass in einem Kreditvertrag der
zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrags geltende Satz der Verzugszinsen in Form
eines konkreten Prozentsatzes anzugeben und der Mechanismus der Anpassung dieses
Satzes konkret zu beschreiben ist. Wird dieser Zinssatz anhand eines Referenzzinssatzes,
der im Lauf der Zeit variieren kann, ermittelt, muss im Kreditvertrag der zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses geltende Referenzzinssatz angegeben werden, wobei die Methode zur
Berechnung des Verzugszinssatzes anhand des Referenzzinssatzes im Vertrag in einer für
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einen Durchschnittsverbraucher, der nicht über Fachkenntnisse im Finanzbereich verfügt,
leicht verständlichen Weise dargestellt werden muss, so dass er den Verzugszinssatz auf der
Grundlage der in diesem Vertrag enthaltenen Angaben berechnen kann. Überdies muss im
Kreditvertrag die Häufigkeit der Änderung des Referenzzinssatzes angegeben werden, auch
wenn sie sich nach den nationalen Vorschriften richtet.
11. Art. 14 Abs. 1 RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass die vollständige Erfüllung des
Kreditvertrags zum Erlöschen des Widerrufsrechts führt. Außerdem kann sich der
Kreditgeber nicht mit Erfolg darauf berufen, dass der Verbraucher aufgrund seines
Verhaltens zwischen Vertragsschluss und Ausübung des Widerrufsrechts oder nach dessen
Ausübung dieses Recht missbräuchlich ausgeübt habe, wenn wegen einer gegen Art. 10
Abs. 2 RL 2008/48 verstoßenden unvollständigen oder fehlerhaften Information im
Kreditvertrag die Widerrufsfrist nicht zu laufen begonnen hat, weil feststeht, dass sich diese
Unvollständigkeit oder Fehlerhaftigkeit auf die Befähigung des Verbrauchers, den Umfang
seiner Rechte und Pflichten aus der RL 2008/48 einzuschätzen, sowie auf seine
Entscheidung, den Vertrag zu schließen, ausgewirkt hat.
12. Die RL 2008/48 ist dahin auszulegen, dass sie es dem Kreditgeber, wenn der Verbraucher
sein Widerrufsrecht gem. Art. 14 Abs. 1 dieser RL ausübt, verwehrt, sich nach den nationalen
Rechtsvorschriften auf die Verwirkung dieses Rechts zu berufen, wenn mindestens eine der
in Art. 10 Abs. 2 der RL aufgeführten Pflichtangaben im Kreditvertrag nicht oder
unvollständig oder fehlerhaft enthalten war und auch nicht später ordnungsgemäß mitgeteilt
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wurde, so dass aus diesem Grund die in Art. 14 Abs. 1 vorgesehene Widerrufsfrist nicht zu
laufen begann.
13. Art. 14 Abs. 1 der RL 2008/48 ist in Verbindung mit dem Effektivitätsgrundsatz dahin
auszulegen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die vorsieht, dass ein
Verbraucher, wenn er einen verbundenen Kreditvertrag i. S. v. Art. 3 Buchst. n der RL
widerruft, den mit dem Kredit finanzierten Gegenstand an den Kreditgeber herausgeben
oder diesen in Annahmeverzug setzen muss, ohne dass der Kreditgeber verpflichtet ist,
gleichzeitig die vom Verbraucher bereits geleisteten monatlichen Kreditraten
zurückzuzahlen.
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